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6. HAUPTSTÜCK 

UMSETZUNG DER VEREINBARUNG GEMÄSS ART. 15A B-VG ÜBER DIE 

ZUSAMMENARBEIT IM BAUWESEN SOWIE DIE BEREITSTELLUNG VON 

BAUPRODUKTEN AUF DEM MARKT UND DEREN VERWENDUNG SOWIE DER 
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4. Abschnitt 

Bauprodukte, für die harmonisierte technische Spezifikationen nicht vorliegen 

§ 60 

Baustoffliste ÖA 

(1) In der Baustoffliste ÖA sind für die einzelnen Bauprodukte festzulegen: 

 1. die von ihnen zu erfüllenden nationalen Regelwerke oder 
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 2. das Erfordernis einer Bautechnischen Zulassung (§ 68), sofern dies auf Grund der 

Bedeutung eines Bauprodukts für eine oder mehrere Grundanforderungen an 

Bauwerke und den damit verbundenen Risken, insbesondere hinsichtlich Gesundheit 

oder Sicherheit von Personen, erforderlich ist. 

(2) Weiters können erforderlichenfalls bezogen auf die einzelnen Bauprodukte festgelegt 

werden: 

 1. der Verwendungszweck; 

 2. Klassen und Stufen; 

 3. die Geltungsdauer der Produktregistrierung (§ 61); 

 4. Maßnahmen nach Abs. 3. 

(3) In der Baustoffliste ÖA ist unbeschadet der Bestimmungen des für das Bauprodukt 

maßgeblichen Regelwerks unter Berücksichtigung der Sicherheit oder der Besonderheiten 

des Produktionsverfahrens erforderlichenfalls festzulegen: 

 1. die Erstprüfung des Bauprodukts durch eine hiefür akkreditierte Stelle; 

 2. die Überwachung der werkseigenen Produktionskontrolle durch eine hiefür 

akkreditierte Stelle. 

(4) In jedem Fall muss durch eine werkseigene Produktionskontrolle eine gleichbleibende 

Qualität des Bauprodukts sichergestellt sein. 

(5) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat die Baustoffliste ÖA durch Verordnung 

festzulegen. Vor der Erlassung der Verordnung ist die Wirtschaftskammer Österreich 

anzuhören. Die Erlassung der Verordnung bedarf der Zustimmung der Landesregierung. Die 

Baustoffliste ÖA ist in den "Mitteilungen des Österreichischen Instituts für Bautechnik" 

kundzumachen. Sie ist beim genannten Institut sowie beim Amt der Landesregierung zur 

öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die Kundmachung sowie die Auflage der Verordnung ist 

auf der Homepage des Landes Oberösterreichin der Amtlichen Linzer Zeitung hinzuweisen. 

5. Abschnitt 

Bauprodukte, für die harmonisierte technische Spezifikationen vorliegen 

§ 66 

Baustoffliste ÖE 

(1) In der Baustoffliste ÖE sind für einzelne Bauprodukte oder Gruppen von Bauprodukten 

die von ihnen zu erfüllenden Anforderungen für die Verwendung festgelegt. Dabei können 

insbesondere, bezogen auf die einzelnen Bauprodukte und gegebenenfalls in Abhängigkeit 

vom Verwendungszweck, festgelegt werden: 

 1. die anzuwendende harmonisierte technische Spezifikation (harmonisierte Norm oder 

Europäisches Bewertungsdokument); 

 2. die wesentlichen Merkmale, für die eine Leistung anzugeben ist; 

 3. die zu erfüllende Leistung des Bauprodukts nach Stufen, Klassen oder in einer 

Beschreibung; 

 4. Leistungsanforderungen und Verwendungsbestimmungen im Zusammenhang mit 

Vorschriften, die außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 

Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von 

Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates, ABl. Nr. L 88 

vom 4.4.2011, S 5, liegen; 
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 5. das Erfordernis der Erlangung einer Bautechnischen Zulassung (§ 68) mit den darin 

festzulegenden Verwendungsbestimmungen, sofern dies auf Grund der Bedeutung 

eines Bauprodukts für eine oder mehrere Grundanforderungen an Bauwerke und den 

damit verbundenen Risken, insbesondere hinsichtlich Gesundheit oder Sicherheit von 

Personen, erforderlich ist. 

(2) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat die Baustoffliste ÖE durch Verordnung 

festzulegen. Vor der Erlassung der Verordnung ist die Wirtschaftskammer Österreich 

anzuhören. Die Erlassung der Verordnung bedarf der Zustimmung der Landesregierung. Die 

Baustoffliste ÖE ist in den "Mitteilungen des Österreichischen Instituts für Bautechnik" 

kundzumachen. Sie ist beim genannten Institut sowie beim Amt der Landesregierung zur 

öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die Kundmachung sowie die Auflage der Verordnung ist 

auf der Homepage des Landes Oberösterreichin der Amtlichen Linzer Zeitung hinzuweisen. 

7. Abschnitt 

Bautechnische Zulassung 

§ 69 

Zulassungsstelle 

(1) Zulassungsstelle für Bautechnische Zulassungen ist das Österreichische Institut für 

Bautechnik. Es entscheidet über Anträge auf Erteilung Bautechnischer Zulassungen als 

Behörde. 

(2) Die Zulassungsstelle hat jährlich auf geeignete Weise, zB im Internet, eine Liste der 

erteilten Bautechnischen Zulassungen zu veröffentlichen. 

§ 70 

Ergänzende Bestimmungen über das Inverkehrbringen 

von Bauprodukten mit ausgehender Gammastrahlung 

(1) Für Bauprodukte, die für die Verwendung in Innenräumen vorgesehen sind und die 

Materialen enthalten, die im Anhang XIII der Richtlinie 2013/59/Euratom des Rates vom 

5. Dezember 2013 zur Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen für den Schutz vor den 

Gefahren einer Exposition gegenüber ionisierender Strahlung und zur Aufhebung der 

Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 

2003/122/Euratom, ABl. Nr. L 13 vom 17.1.2014, S 1, angeführt sind, ist vor dem 

Inverkehrbringen durch die Wirtschafsakteurin oder den Wirtschaftsakteur der 

Aktivitätskonzentrationsindex I nach Anhang VIII der genannten Richtlinie zu bestimmen. 

(2) Die Landesregierung kann unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Rechts der 

Europäischen Union durch Verordnung den Anwendungsbereich des Abs. 1 auf Bauprodukte 

mit anderen Materialien, die unter Strahlengesichtspunkten ebenfalls als bedenklich 

einzustufen sind, erweitern. 

(3) Die Wirtschaftsakteurin oder der Wirtschaftsakteur hat die 

Marktüberwachungsbehörde (§ 76) über Aufforderung über die Ergebnisse der Messungen 

und den entsprechenden Aktivitätskonzentrationsindex I nach den Abs. 1 und 2 zu 

unterrichten. 
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9. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 84 

Kosten 

(1) Für die nach den Bestimmungen dieses Hauptstücks durchzuführenden 

Zertifizierungen, RegistrierungenErmächtigungen, Zulassungen, die Prüf- und 

Überwachungstätigkeit sowie für die zu erstattenden Gutachten des Österreichischen Instituts 

für Bautechnik sind besondere Verwaltungsabgaben zu entrichten, die von der 

Landesregierung entsprechend dem jeweiligen Aufwand in Pauschbeträgen durch 

Verordnung festzusetzen sind. 

(2) Die Pauschbeträge sind nach der für die Vorarbeiten und die Durchführung 

erforderlichen Zeit, nach der Zahl der erforderlichen Amtsorgane, der Zahl der im Antrag 

beschriebenen Prüfverfahren und nach den anfallenden durchschnittlichen Barauslagen 

(insbesondere Transport- und Reisekosten, Drucksorten, Material und Postgebühren) zu 

ermitteln. 

 


